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Duewel Christine

Betreff: WG: Stellungnahme für Lobbyregister: Ablehnung InfZuG und 
Untersuchung zu Einsparpotentialen

Von: Hilgenberg Jens  
Gesendet: Donnerstag, 25. Juni 2026 08:41 
An: stefan.zierke@bundestag.de 
Betreff: Ablehnung InfZuG und Untersuchung zu Einsparpotentialen 
 
 
Sehr geehrter Herr Zierke, 
 
für morgen stehen die 2. & 3. Lesung des Infrastruktur-Zukunftsgesetzes (InfZuG) auf der Tagesordnung. 
Gemeinsam mit dem ACE Auto Club Europa und der Klima-Allianz Deutschland haben wir deshalb im 
Vorfeld untersuchen lassen, welche Einsparpotentiale eine Konzentration auf den Erhalt der bestehenden 
Verkehrsinfrastruktur und ein weitgehender Verzicht auf den Neubau von Autobahnen und Bundesstraßen 
heben könnte. Ziel war es zu beziffern, wieviel Geld durch Autobahnneubauprojekte im Haushalt bis 2030 
eingespart werden kann. 20 Mrd. Euro lautet das Ergebnis. 20 Mrd. für neue Autobahnen und 
Bundestraßen, die dann Planungs- und Baukapazitäten beanspruchen, die für die Sanierung wichtiger 
Verkehrsachsen und Brücken benötigt werden. Die Folge fehlender Priorisierung sehen wir an den 
Brückensperrungen in Dresden Berlin und zuletzt in Bonn. 
Die Zahlen und Erkenntnisse finden sie hier: 
https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/mobilitaet/Autobahnneubau-FOES-
2026.pdf    
 
Insbesondere die Einordnung ins ‘überragende öffentliche Interesse‘ jetzt dann - neben hunderten 
Kilometern neuer Autobahnen und Bundesstraßen - zusätzlich auch für den Ausbau von Bundesstraßen 
von 2 auf 4 Spuren, den Aus- und Neubau von Flug- und Seehäfen und weiteren Infrastrukturvorhaben, 
verwässert die Konzentration auf den Erhalt. Mit der Umsetzung des InfZuG wäre es zudem künftig 
möglich, bereits vor dem Planfeststellungsverfahren und der Öffentlichkeitsbeteiligung massive Eingriffe in 
Ökosysteme vorzunehmen. Bislang konnten Festsetzungen zu vorbereitenden Maßnahmen oder 
Teilbaumaßnahmen vor Abschluss des Planfeststellungsverfahrens nur dann getroffen werden, wenn die 
Maßnahmen umkehrbar und eine Planfeststellung wahrscheinlich war. Mit der Regelung der ‘vorläufigen 
Anordnungen‘ droht nun schnell viel irreversibler Schaden. Die geplante Einführung einer Stichtagsregelung 
ist zudem mit hoher Wahrscheinlichkeit verfassungswidrig.   

Negative Auswirkungen sind jetzt schon absehbar. Wie tiefgreifend die Veränderungen in Natur und 
Umwelt sein werden, lässt sich nur erahnen. Dabei werden auch die bekannten Ansätze und Überlegungen 
zum Schutz der natürlichen Infrastruktur bei weitem nicht ausreichen, um die angerichteten Schäden 
auszugleichen. 

Bitte bedenken Sie vor der morgigen Entscheidung die weitreichenden Folgen für Natur und Umwelt und 
stimmen Sie dem InfZuG in dieser Form nicht zu.  

Mit freundlichen Grüßen, 

Jens Hilgenberg 

 

 
Jens Hilgenberg 
Leiter Verkehrspolitik 
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Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e. V. (BUND) 
Kaiserin-Augusta-Allee 5 
10553 Berlin 
 
Fon: + 49 30 275 86-467 
E-Mail: jens.hilgenberg@bund.net 

Einfach mitmachen – viel bewirken 
Werden Sie Mitglied. Spenden Sie hier. 

 

       
 
Informationen zur Datenverarbeitung nach DSGVO finden Sie unter www.bund.net/datenschutz 
 
Der BUND e.V. ist registrierter Interessenvertreter i.S.d. Lobbyregistergesetzes. Unseren Eintrag ins Lobbyregister finden Sie hier: Registereintrag 
"Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)" - Lobbyregister beim Deutschen Bundestag 

 


